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Ein Erbe unserer Vorfahren
Eine Impfpfl icht wäre ein 

gravierender Eingriff  in unsere 
Grundrechte, die sich in unserem 
Grundgesetz von einer weltweit 
wohl einmaligen Feststellung in 
Art. 1. Abs. 1 GG ableiten:

„Die Würde des Menschen ist 
unantastbar. Sie zu achten und 
zu schützen ist die Aufgabe aller 
staatlichen Gewalt.“

Es gibt wohl keine klarere Ab-
sage an jede staatliche Rechtfer-
tigung zur Einschränkung von 
Grundrechten als diesen Satz. Ich 
wüsste auch nicht, dass irgendei-
ne andere Verfassung eine solche 
Feststellung enthält. 

Wie fand dieser Satz seinen 
Weg in unser Grundgesetz? Ich 
denke, die Überlebenden aus zwei 

verlorenen Weltkriegen wollten 
damit einem dritten Anlauf jede 
Grundlage entziehen. Denn jedem 
Krieg geht immer der Ausverkauf 
der Menschenrechte voraus: Ent-
weder wird der Wille der Men-
schen einfach übergangen oder 
aber sie werden von einer einfl uss-
reichen Interessengruppe bewusst 
belogen und manipuliert.

Wir bewegen uns nun schon 
seit Jahrzehnten schleichend auf 
eine neue Art von Diktatur zu. 
Diesmal sind es nicht nationale, 
religiöse oder ideologische Egois-
men, die eine Gefahr darstellen, 
sondern es sind die Interessen der 
globalen Konzerne und des Groß-
kapitals, die zunehmend Einfl uss 
auf alle Bereiche unserer Gesell-
schaft nehmen. Dadurch, dass sie 

übernational organisiert sind, kön-
nen sie Nationen, Religionen und 
Ideologien gegeneinander ausspie-
len.

Wir verspielen das Erbe un-
serer Vorfahren und missachten 
die Opfer, die sie gebracht haben, 
wenn wir uns der wachsenden Do-
minanz der Konzerne nicht entge-
genstellen. Denn wenn es irgend 
etwas gibt, was zwei verlorene 
Weltkriege an Gutem gebracht ha-
ben, dann ist es wohl dieser eine 
entscheidende Satz in unserem 
Grundgesetz.

Jeder Mensch ist 
ein „Würdenträger“

Von der Würde des Menschen 
werden in unserem Grundgesetz 
sämtliche Grundrechte abgeleitet. 

Warum eine Impfpfl ichtWarum eine Impfpfl icht
absolut keinen Sinn macht!absolut keinen Sinn macht!
Immer wieder wird von Seiten bestimmter Ärzteverbände und Parteien die angebliche Not-
wendigkeit einer Impfpfl icht gegen Masern oder auch andere Infektionskrankheiten in die öf-
fentliche Diskussion gebracht. Wie sie angesichts der fehlenden rechtlichen und sachlichen 
Voraussetzungen auf eine solche Idee kommen können, ist kaum nachvollziehbar. Die Dis-
kussion ist in erster Linie von Irrationalität geprägt. Dieser Artikel fasst die wichtigsten Argu-
mente zusammen, die gegen die Einführung einer Impfpfl icht sprechen.

von Hans U. P. Tolzin, Medizin-Journalist und Gesundheitspoli  ker

„Die Würde des Menschen ist unantastbar“

© Dmytro Flisak - fotolia.com
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Extremsituationen können 
zum Abwägen zwingen

Doch natürlich gibt es Ext-
remsituationen, in denen es ange-
messen sein kann, die Würde auf 
körperliche Unverletztheit nicht 
absolut zu sehen, sondern abzuwä-
gen. 

Wenn z. B. ein Notarzt zu ei-
nem bewusstlosen und schwer ver-
letzten Unfallopfer kommt, kann 
er ja schlecht warten, bis dieser 
aufwacht, um dann zu fragen, ob er 
Erste Hilfe leisten darf. Vielmehr 
gilt es hier zunächst, das auf dem 
Spiel stehende Leben als das höhe-
re Gut zu retten.

Doch auch der Notarzt darf 
keineswegs blindlings agieren, 
sondern muss sicherstellen, dass 
es sich bei dem Unfallopfer nicht 
um einen Diabetiker, einen Organ-
transplantierten oder den Träger 
eines Herzschrittmachers handelt. 
Er wird also prüfen, ob der Be-
wusstlose eine entsprechende In-
formation entweder an einer Kette 
um den Hals trägt oder in seinem 
Geldbeutel aufbewahrt.

Welche Extremsituation 
könnte eine Impfpfl icht 
rechtfertigen?

Im Gegensatz zu einem be-
wusstlosen und sterbenden Unfall-
opfer ist ein zu Impfender nicht 
in unmittelbarer gesundheitlicher 
Gefahr. Im Gegenteil, er muss ja 
völlig gesund sein, damit er über-
haupt geimpft werden darf.

Ob dieser gesunde und un-
geimpfte Mensch irgendwann ein-
mal mit einem bestimmten Krank-
heitserreger in Kontakt kommen 
wird, kann nicht mit Sicherheit 
vorausgesagt werden. Man könn-
te allenfalls eine gewisse Wahr-
scheinlichkeit auf der Grundlage 

Die Würde des Menschen ist 
sein angeborener, einzigartiger, 
nicht beziff erbarer und Respekt 
verdienender Wert. Er ist in seiner 
angeborenen Form ein Potential 
an Möglichkeiten, das sich dann 
im Laufe eines Menschenlebens 
mehr oder weniger konkret entfal-
tet. Man könnte deshalb nicht nur 
wichtige Funktionsinhaber, son-
dern jeden einzelnen Menschen als 

„Würdenträger“ bezeichnen.
Art. 1 Abs. 1 GG legt meiner An-

sicht nach eindeutig fest, dass der 
Staat dem Individuum zu dienen 
hat und nicht umgekehrt. Denn es 
heißt ja nicht „die Würde des Bun-
destages ist unantastbar“, oder 
„die Würde des Bundeskanzlers“ 
oder „die Würde des deutschen 
Volkes“ oder „die Würde Deutsch-
lands“ oder „die Würde des Staa-

tes“, sondern eben die Würde eines 
jeden einzelnen Individuums. Der 
Staat hat also als seine vornehms-
te Aufgabe die Würde eines jeden 
einzelnen Menschen aktiv zu be-
schützen. 

Solange der Staat dieses als ers-
te Priorität behält, ist er gegen eine 
Diktatur immun und auch nicht 
in einen Krieg oder in den Miss-
brauch von Macht zu treiben.

Unter welchen Umständen wäre ein Eingriff in die Menschenwürde angemessen?
der aktuellen Verbreitung eines 
Erregers errechnen.

Doch selbst wenn ein gesunder 
und ungeimpfter Mensch irgend-
wann in der Zukunft mit einem 
bestimmten Krankheitserreger in 
Kontakt käme, kann nicht vorher-
gesagt werden, ob er dann auch 
tatsächlich erkrankt. Selbst bei der 
sogenannten Spanischen Grippe 
vor 100 Jahren ist – trotz Kontakt 
mit dem Erreger – ein Großteil der 
Menschen nicht erkrankt. 

Etwa neun von zehn Menschen, 
die sich mit Polio infi zieren, geben 
laut Lehrmeinung zwar das Vi-
rus weiter, erkranken aber selbst 
nicht. So etwas gibt es auch bei den 
Masern und bei sämtlichen ande-
ren Infektionskrankheiten. Eine 
Infektion, d. h. ein Erregerkontakt 
mit einer messbaren Reaktion des 
Immunsystems, ist also nicht auto-
matisch mit Erkrankung gleichzu-
setzen. Vielmehr müssen weitere 
Stressfaktoren auftreten. Welche 
das jeweils sind, wissen wir nur 
ansatzweise, weil dies von unseren 
Gesundheitsbehörden nicht weiter 
erforscht wird.

Doch selbst wenn ein gesun-
der und ungeimpfter Mensch nach 
Erregerkontakt z. B. an Masern 
erkrankt, verläuft die Erkrankung 
in der Regel mild – mit der Folge 
einer lebenslangen natürlichen 
Immunität.

Ob ein gesunder und ungeimpf-
ter Mensch, der bei Erregerkontakt 
erkrankt, den Erreger dann auch 
verbreitet, kann ebenfalls nicht 
vorausgesagt werden. Vor ein paar 
Jahren fürchtete man eine welt-
weite Verbreitung von Ebola. Doch 
bisher ist jeder Ebola-Ausbruch 
auch ohne Impfung oder antivirale 
Medikamente von alleine wieder 
verschwunden.

Wir wissen also auch nicht, ob 
es bei der Krankheit, gegen die un-
sere gesunde ungeimpfte Person 
geimpft werden soll, jemals zu ei-
ner großen Epidemie mit tausen-
den von Toten kommen wird. 

Bei all diesem Unwissen muss 
die Frage, ob das Antasten der 
menschlichen Würde durch eine 
Impfpfl icht gerechtfertigt ist, 
ernsthaft gestellt und sehr sorgfäl-
tig abgewogen werden.

Ein Notarzt wird bei einem schwer verletzten und bewusstlosen Unfallopfer nicht 
erst warten, bis dieser von alleine erwacht, um seine Erlaubnis einzuholen.
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Tausende von Todesfällen im 
Jahr 1900

Es gibt also Extremsituationen, 
die eventuell auch eine Impfpfl icht 
rechtfertigen würden. Doch was ist 
die Grenze für so eine einschnei-
dende Maßnahme? 

Ein schwerer Ausbruch mit ei-
nem Todesfall im Jahr? Oder mit 
einem Todesfall im Monat? Mit 
einem Todesfall täglich? Mit 10 
Todesfällen täglich? Mit hundert 
Todesfällen täglich? Mit tausend 
Todesfällen täglich? Mit zehntau-
send Todesfällen täglich? 

Wo soll die Grenze liegen? Wer 
soll über sie bestimmen? Die Phar-
makonzerne und ihre Lobbyisten? 
Oder doch lieber unabhängige 
Fachleute und Politiker? Wenn wir 
uns hier nicht eine eigene Meinung 
bilden, sind wir unter Umstän-
den den Marketing-Strategen der 
Pharmakonzerne ausgeliefert, die 
uns nur zu gerne sagen, was wir zu 
fürchten haben, damit sie uns ihre 
Lösung verkaufen können.

Nehmen wir wieder das Bei-
spiel der Masern und schauen wir 
uns einmal die historische Dimen-
sion dieser an sich harmlosen Kin-
derkrankheit an.

Im Jahr 1900 gab es laut offi  ziel-

ler Todesfallstatistik im damaligen 
Deutschen Kaiserreich mit ca. 56 
Mio. Einwohnern etwa 13.000 er-
fasste Maserntodesfälle (23 Todes-
fälle auf 100.000 Einwohner). Das 
ist mehr als ein Todesfall pro Stun-
de. Hätte es damals einen wirksa-
men und sicheren Masernimpf-
stoff  gegeben, wäre vielleicht eine 
Pfl ichtimpfung oder doch zumin-
dest eine nachdrückliche Impfemp-
fehlung erwägenswert gewesen.

Völlig rätselhafter Rückgang 
um 99 % – ohne Impfungen

Doch die offi  zielle Masern-Ster-
berate ging in den nachfolgenden 
Jahrzehnten auch ohne Impfung 
rapide zurück. Im Jahr 1962, also 
ein Jahr, bevor der allererste Ma-
sernimpfstoff  zur Verfügung stand, 
waren es noch 140 registrierte To-
desfälle (Westdeutschland, damals 
ebenfalls ca. 56 Mio. Einwohner). 
Die Sterberate war also in ca. 60 
Jahren um ganze 99 % zurückge-
gangen. Und das ohne jede Imp-
fung! 

Dieser beständige Rückgang ist 
vermutlich auch der Grund, war-
um aus Sicht von Prof. Henneberg, 
des damaligen Chefs des Bundes-
gesundheitsamtes, die Einführung 

einer Impfung als unnötig ange-
sehen wurde. Wie er im Bundes-
gesundheitsblatt schrieb, verläuft 
die Krankheit in der Regel harmlos 
und man wusste damals noch von 
einer Therapiemöglichkeit, mit der 
schwere Verläufe abgefangen wer-
den konnten.

Vielleicht fragen wir uns jetzt 
überrascht, welche Therapiemög-
lichkeit 1962 zur Verfügung stand, 
denn von den heutigen Behörden 
hört man nichts dergleichen. Die 
Gründe für dieses „Vergessen“ ei-
ner eff ektiven Masern-Therapie 
können wir allenfalls vermuten.

Aus heutiger Sicht wären na-
türlich 140 jährliche Todesfälle 
völlig inakzeptabel. Dennoch wäre 
vor Einführung einer Impfpfl icht 
zunächst einmal zu klären, welche 
Faktoren für den phänomenalen 
Rückgang zwischen 1900 und 1962 
verantwortlich waren. Und um 
was es sich bei der von Henneberg 
erwähnten Therapiemöglichkeit 
handelt.

Der Masernimpfstoff  sprang 
auf einen längst fahrenden 
Zug auf

Als 1973 der erste Lebendimpf-
stoff  gegen die Masern eingeführt 

Ein Beispiel: Maserntodesfälle ab dem Jahr 1900 bis heute
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Zwischen den Jahren 1900 und 1962 ist die Anzahl der Maserntoten um 99 % gefallen – lange bevor es den ersten Impfstoff  
gab. Die Ursachen für diesen phänomenalen Rückgang scheint unsere Gesundheitsbehörden jedoch nicht zu interessieren.
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Die aktuelle Gefährdungslage
Was würde also geschehen, 

wenn wir von heute auf morgen 
nicht mehr gegen die Masern 
impfen würden? Derzeit wird in 
Deutschland durchschnittlich ein 
Maserntodesfall im Jahr gemeldet, 
sowie etwa vier Fälle von schwe-
ren Gehirnentzündungen mit 
 SSPE-Diagnose.1

Dies ist die derzeitige offi  zielle 
kollektive Gefährdungslage. Dass 
sie nicht größer ist, ist angeblich 
eine Folge der Massenimpfungen. 
Oder, um es etwas konkreter  wer-
den zu lassen, eine Folge des ho-
hen Immunisierungsgrades in der 
Bevölkerung, bewirkt durch die 
Impfungen.

Der Immunisierungsgrad er-
gibt sich der Lehrmeinung zufolge 
aus dem Anteil der Bevölkerung, 
der über einen schützenden Anti-
körpertiter verfügt.

Ist allenfalls die Hälfte der 
Bevölkerung gegen die 
Masern geschützt?

Wie groß ist also der Bevölke-
rungsanteil mit schützendem Titer 
und wie groß ist der Anteil ohne 
schützenden Titer? Die derzeitige 
offi  zielle Durchimpfungsrate bei 
der Einschulungsuntersuchung 
liegt bei 97 % (erste Impfung) und 
93 % (zweite Impfung.) In der glei-

wurde, waren es noch 30 Todes-
fälle jährlich. Wir dürfen nun rät-
seln, ob dafür der 1963 eingeführte 
Totimpfstoff  verantwortlich war, 
oder ob sich die schon 1900 be-
gonnene Entwicklung einfach fort-
gesetzt hat.

Und dass wir heutzutage in 
Deutschland nur noch einen To-
desfall jährlich zu beklagen ha-
ben: Liegt dies vielleicht am 1973 

„Eine Impfung gegen Masern ist zur Zeit auch aus dem Grunde nicht 
ratsam, weil die Masern nur in seltenen Fällen, die therapeutisch 
behandelt werden können, gefährlich werden. 
Eine Massenprophylaxe ist daher nicht gerechtfertigt.“

Prof. Dr. med. Henneberg, im Jahre 1962 Präsident des Bundesgesundheitsamtes und 
Vizepräsident des Robert-Koch-Instituts (Zitat aus: Bundesgesundheitsblatt Nr. 4/1962, S. 55-58)

eingeführten Lebendimpfstoff  
und an der heutzutage sehr hohen 
Durchimpfungsrate? Oder ist dies 
ebenfalls auf ganz andere Faktoren 
zurückzuführen?

Wir wissen es nicht, denn die 
Politiker, Behörden und Herstel-
ler blenden diese hochinteressan-
te Frage einfach aus. Wie ist dies 
möglich? Selbst wenn die heute zur 
Verfügung stehende Masernimp-

fung im Allgemeinen als wirk-
sam und sicher betrachtet werden 
könnte, ist sie ja dennoch eine 
Körperverletzung, die der mündi-
gen Einwilligung auf individueller 
Ebene bedarf und im Einzelfall 
schwere gesundheitliche Schäden 
verursachen kann. 

Leichtfertig alle Alternativen 
auszublenden, wäre ein Verstoß 
gegen unser Grundgesetz.

Was würde passieren, wenn wir ab morgen 
gar nicht mehr gegen die Masern impfen würden?

chen Altersgruppe beträgt die Rate 
der Impfversager, die trotz vor-
schriftsmäßig erhaltener zweima-
liger Impfung keinen Titer entwi-
ckelt haben, bei knapp 13 %.2 

Dazu kommt ein Unsicherheits-
faktor von bis zu 10 % durch jene 
Schüler, deren Impfstatus nicht 
erfasst werden konnte, weil sie bei 
der Einschulung keinen Impfpass 
vorlegten.

Während eine natürliche Ma-
sernerkrankung in der Regel ein 
ganzes Leben lang gegen eine neue 
Erkrankung schützt, sinkt der 
Impftiter mit der Zeit, wie die KiG-
GS-Studie des RKI bestätigt.2 Je 
größer der Abstand von der Imp-
fung und je älter die Menschen, 
desto größer ist logischerweise der 
Anteil der Ungeschützten in der 
Bevölkerung. 

Und dann gibt es noch die äl-
teren Erwachsenen, die niemals 
gegen die Masern geimpft wurden, 
weil sie bei der Einführung der 
Impfung bereits über das empfoh-
lene Impfalter hinaus waren.

Untersuchungen über die Grö-
ße der Bevölkerungsteile mit und 
ohne schützenden Maserntiter hat 
es bis vor kurzem nicht gegeben. 
Dies hat erst die sog. DEGS-Studie 
geändert, die von 2008 bis 2011 
durchgeführt wurde und deren Er-
gebnisse 2013 publiziert wurden. 

An der Studie nahmen ca. 8.000 
Menschen teil. Unter anderem 
wurden auch Impfstatus und Anti-
körpertiter der 18- bis 79-jährigen 
Testpersonen erfasst.3

Ergebnisse staatlicher Studie 
bleiben ein Geheimnis

Wie groß der Anteil der Erwach-
senen mit ausreichendem Masern-
titer ist, wäre eine der zahlreichen 
interessanten Fragen, welche die 
DEGS-Studie leicht beantworten 
könnte. Doch bis heute wurde lei-
der dazu nichts veröff entlicht.

Kritische Beobachter vermu-
ten, dass maximal 50% der Bevöl-
kerung über einen als ausreichend 
angesehenen Antikörpertiter ver-
fügen. Und dass es kein Zufall ist, 
dass das RKI die entsprechende 
Statistik der DEGS-Studie bisher 
nicht veröff entlicht hat. 

Denn wie wäre bei einer derart 
schlechten Immunitätslage zu er-
klären, dass die Masern nicht die 
halbe Bevölkerung dahinraff en? 

Wie wäre dann die Bedro-
hungslage aufrecht zu erhalten, 
mit der die Notwendigkeit einer 
möglichst hohen Durchimpfungs-
rate gerechtfertigt wird? Wären die 
Ergebnisse der DEGS-Studie etwa 
schlecht fürs Impf-Marketing? 
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Tödliche Masernepidemien 
wären nicht zu erwarten.

Würden wir also von heute auf 
morgen nicht mehr gegen die Ma-
sern impfen, so bliebe der maximal 
denkbar gesundheitliche Schaden 
im Rahmen. Bei einem geschütz-
ten Bevölkerungsanteil von 50 % 
würden aus einem Maserntodes-
fall vielleicht zwei Todesfälle, aus 
vier SSPE-Fällen würden vielleicht 
acht werden.

Natürlich ist jeder Todesfall 
und jede schleichende Gehirnent-
zündung ein Opfer zuviel. Doch 
wir dürfen niemals vergessen, dass 
wir bei einer Impfpfl icht eine gan-
ze Bevölkerung den unbekannten 
Risiken von Nebenwirkungen und 
Impfschäden aussetzen, dass wir 
einer ganzen Bevölkerung eine 
Körperverletzung aufnötigen oder 
gar aufzwingen und somit ihre im 
Grundgesetz verankerte Würde 
verletzen. 

Fiebersenken ist ein 
bekannter Risikofaktor

Unsere Politiker sollten also in-
nehalten und erst einmal in Ruhe 
alle verfügbaren Fakten abwägen, 
um sich eine fundierte und begrün-
dete Meinung bilden zu können.

Eine wichtige Information wäre 
unter anderem, dass laut einer 
ganzen Reihe von Studien ein Fie-
bersenken das Risiko von schwe-
ren Komplikationen bis hin zum 
Tod drastisch erhöht. Würden wir 
also die allgemeine Tendenz been-
den, jedes Fieber sofort mit Hilfe 

von Medikamenten zu unterdrü-
cken, könnte vielleicht allein schon 
diese Maßnahme die Sterbe- und 
SSPE-Rate bei den Masern sen-
ken.4

Vitamin A-Mangel ist ein wei-
terer bekannter Risikofaktor

Die WHO propagiert darüber 
hinaus schon seit Jahrzehnten, 
dass komplikationsreiche Ma-
sernerkrankungen oft mit einem 
Mangel an Vitamin A einhergehen. 
Deshalb wird in Afrika parallel zur 
Masernimpfung auch Vitamin A 
verabreicht. Ein Mangel an Vita-
min A mag bei deutschen Kindern 
seltener vorkommen als in Afri-
ka, aber dennoch ein Faktor bei 
schweren Masernverläufen sein.5

Das sind schon mal zwei be-
kannte Faktoren, die unsere Me-
diziner und auch wir Eltern zu-
gunsten leichterer Masernverläufe 
beeinfl ussen können. Und nicht zu 
vergessen: 

Eine natürlich durchgemachte 
Masernerkrankung schützt ein Le-
ben lang vor einer Wiederholung. 
Bei Mädchen bedeutet sie darüber 
hinaus den eff ektivsten Nestschutz 
für die späteren eigenen Kinder.6

Passivimpfung als eff ektive 
schulmedizinische Therapie

Ein dritter Faktor wäre die von 
Prof. Henneberg im Jahr 1962 er-
wähnte Maserntherapie, wobei es 
sich vermutlich um die sogenannte 
Passivimpfung, also die Gabe von 
Antikörpern in Form von Immun-

globulinen, handelt. Ein Verfah-
ren, das uns selbstverständlich 
auch heute noch zur Verfügung 
steht – aber vom RKI zwar er-
wähnt, aber ansonsten ignoriert 
wird.6

Zusammenfassend ist festzu-
stellen, dass wir auch nach dem 
kompletten Einstellen der Masern-
impfung keineswegs mit einer töd-
lichen Epidemie zu rechnen hät-
ten. Denn wir haben ja auch heute 
keine echte Epidemie, obwohl aus 
Sicht der Lehrmeinung vermutlich 
die Hälfte der Bevölkerung unge-
schützt ist, weil sie keinen ausrei-
chenden Titer im Blut hat. 

Was unsere Behörden nicht 
wissen wollen

Zudem wäre es doch wirklich 
spannend zu wissen, welche Fak-
toren für den Rückgang der To-
desfälle zwischen 1900 und 1962 
verantwortlich sind. Unverant-
wortlich dagegen ist, dass das RKI 
es off enbar nicht für nötig hält, 
diese Faktoren zu erforschen. 

Warum auch immer – eine ent-
sprechende Forschung ist politisch 
nicht gewollt. Unser Staat enthält 
uns bewusst wichtige Informa-
tionen vor. Die Absicht dahinter 
ist, uns durch das Unterdrücken 
von wichtigen Informationen und 
durch unrichtige Behauptungen in 
eine bestimmte Richtung zu mani-
pulieren: Dem Impfen. 

Und das ist eine eindeutige Ver-
letzung der laut Grundgesetz un-
antastbaren menschlichen Würde.

Internationaler Druck und kollektive Programmierung des Unterbewussten
Ein möglicher Grund, warum 

unsere Gesundheitspolitiker die 
derzeitige Impfpolitik nicht hin-
terfragen wollen und sogar mit 
dem Gedanken an eine Impfpfl icht 
spielen, könnte u. a. beim globalen 
Trend der Gesundheitsbehörden 
zu suchen sein, die eigene Effi  zienz 
in erster Linie anhand der offi  ziel-
len Durchimpfungsraten zu mes-
sen. 

In Australien und in den USA 
werden derzeit die Maßnahmen 
gegen impfkritische Familien ver-
schärft und in Europa wurde die 
Impfpfl icht erst kürzlich in Italien 
und Frankreich stark ausgeweitet. 

Insbesondere, was die Masern 

betriff t, haben sich die Mitglie-
dernationen der Weltgesundheits-
behörde WHO, also auch unsere 
Bundesregierung, dazu verpfl ich-
tet, diese Krankheit bis zu einem 
bestimmten Datum auszurotten. 

Nationen, denen hier Nach-
lässigkeit oder gar Fahrlässigkeit 
vorgeworfen werden kann, müs-
sen sogar mit Sanktionen rechnen. 
Der allgemeine Druck zur Impfung 
wird ständig stärker und wird vor-
aussichtlich weiter steigen.

Die Folge ist eine noch stärkere 
Abneigung der Verantwortlichen, 
Verantwortung zu übernehmen: 
Warum das Risiko eingehen, zur 
Verantwortung gezogen zu wer-

den, wenn man z. B. auf interna-
tionale Vereinbarungen verweisen 
kann?

Die Masern waren zweifellos 
vor über 100 Jahren eine für viele 
Kinder tödliche Erkrankung. Doch 
dies hat sich über Jahrzehnte – aus 
uns unbekannten Gründen – völlig 
geändert. 

Irgendwie hat sich jedoch die 
kollektive Furcht vor den Masern 
und der fast schon religiöse Glau-
be an die Impfung weltweit so in 
unser Unbewusstsein einprogram-
miert, dass ein Kurswechsel kaum 
noch vorstellbar scheint.
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Wenn der aktuelle Impfkalender zur Pfl icht würde
Mediale Ausschlachtung ei-
nes Maserntodesfalls

Wie schon gesagt, setzt unser 
Grundgesetz eine denkbar hohe 
Hürde für die Einführung einer 
Impfpfl icht. Doch das Grundge-
setz wurde vom Bundestag bereits 
mehrfach bei anderen Themen 
missachtet. Wir können uns also 
nicht in Sicherheit wiegen.7 

So wie der vermeintliche Ma-
serntodesfall eines kleinen Berliner 
Jungen im Jahr 2015 nur wenige 
Monate später zu einer enormen 
Verschärfung des Impf-Mobbings 
durch das Präventionsgesetz führ-
te, kann jederzeit ein durch die 
Medien hochgespielter Einzelfall 
dazu führen, dass einzelne Abge-
ordnete oder Fraktionen im Bun-
destag lauthals weitere Verschär-
fungen fordern.8 

Was würde das konkret bedeu-
ten? Nehmen wir als Beispiel die 
Forderung des FDP-Parteitags im 
April 2017, wonach alle Kinder bis 
14 Jahre entsprechend dem emp-
fohlenen Impfkalender der STIKO 

verpfl ichtend geimpft werden sol-
len. Das wären bis zum Alter von 
14 Jahren dann insgesamt 46 Imp-
fungen gegen 13 Infektionskrank-
heiten.9

Das ist schon ein gewaltiger 
Sprung von einer Pfl ichtimpfung 
nur gegen Masern, die zwei Injek-
tionen im Alter zwischen ein und 
zwei Jahren beinhalten würde. 

So kommen in Deutschland 
Gesetze zustande

Doch wie läuft die Gesetzge-
bung im Bundestag heutzutage 
ab? Nehmen wir das Beispiel des 
Präventionsgesetzes. Der vorge-
schriebene Weg ist eigentlich der, 
dass Gesetzesentwürfe rechtzeitig 
dem Gesundheitsausschuss des 
Bundestages vorgelegt werden. In 
diesem Ausschuss sitzen Mitglie-
der aller im Bundestag vertretenen 
Parteien, in der Regel deren ent-
sprechende Fachleute und Spre-
cher. Der Gesundheitsausschuss 
berät den oder die vorliegenden 
Entwürfe ausführlich und bringt 

Korrekturen ein. Die Fraktionen 
haben also genügend Zeit, sich mit 
Pro und Kontra der verschiedenen 
Entwürfe ausführlich auseinan-
derzusetzen und sich die Meinung 
ihrer Fachleute anzuhören und 
ggf. zu eigen zu machen.

Beim Präventionsgesetz war es 
jedoch so, dass dem Gesundheits-
ausschuss nur einen Tag vor der 
Abstimmung im Bundestag von 
Gesundheitsminister Gröhe (CDU) 
eine neue Version vorgelegt wurde. 

In dieser neuen Version waren 
die entscheidenden Verschärfun-
gen des Impf-Mobbings enthalten, 
die in den Vorversionen noch nicht 
vorgesehen waren, z. B. die Pfl icht 
zur ärztlichen Impfberatung, wenn 
ein Kind in den Kindergarten auf-
genommen werden soll oder das 
Recht für Arbeitgeber, den Impf-
status bei Mitarbeitern als Einstel-
lungs- und Verwendungskriterium 
zu verwenden.

Die Mitglieder des Gesund-
heitsausschusses hatten also gar 
keine Zeit mehr, den neuen Ent-

Von der Ständigen Impfkommission (STIKO) empfohlender Impfkalender
Quelle: Epidemiologisches Bulletin des RKI vom 24. August 2017 (Nr. 34/2017)
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Bei den Masern, so heißt es, sei 
eine Immunitätsrate von 95 % in 
der Bevölkerung notwendig, um 
zuverlässig alle Infektionsketten 
im Ansatz zu unterbrechen.6 Je-
doch werden in der öff entlichen 
Diskussion und auch von Seiten 
der Gesundheitsbehörden die Be-
griff e „geimpft“ und „immun“ im-
mer durcheinander geworfen. 

Das macht nur dann Sinn, wenn 
„geimpft sein“ automatisch immer 

wurf noch rechtzeitig vor der Ab-
stimmung im Bundestag zu prü-
fen.

Tatsächlich spielte es aber auch 
gar keine Rolle, denn bei der Ab-
stimmung saßen nur die Mitglie-
der des Gesundheitsausschusses 
im ansonsten leeren Plenarsaal des 
Bundestags. Sie stimmten – wie 
off enbar üblich – fraktionskon-
form ab. Es gab auch von Seiten 
der Opposition nur äußerst lahme 
Gegenreden. 

Gröhes Nacht-und-Nebel-Akti-
on wurde auch von der Opposition 
nicht angesprochen und bemän-
gelt. Als ich die entsprechende De-
batte im Bundestag verfolgte, war 
ich entsetzt, denn ich war mir bis 
dahin gar nicht bewusst gewesen, 
wie neue Gesetze entstehen.8

Lobbyisten der Pharmaindus-
trie müssen heutzutage also gar 
nicht mehr die Mehrheit der über 
700 Bundestagsabgeordneten be-
einfl ussen, um ein gewünschtes 

Gesetz durchzubringen, sondern 
es reicht aus, den Sprecher der 
Regierungsmehrheit im Gesund-
heitsausschuss zu gewinnen. 

Und das war in diesem Fall 
Bundesgesundheitsminister Gröhe 
mit Rückendeckung durch Bun-
deskanzlerin Merkel. 

Ich bin mir nicht sicher, ob 
Gröhe selbst wirklich wusste, was 
genau in dem von ihm vorgelegten 
Entwurf stand. Ebenso wenig bin 
ich mir sicher, ob dieser letzte und 
entscheidende Entwurf überhaupt 
von Mitarbeitern seines Ministeri-
ums formuliert wurde.

Können wir dem Bundestag 
vertrauen?

Was ich damit sagen will: Eine 
rationale, besonnene und alle Für 
und Wider abwägende Entschei-
dung des Bundestages ist nicht ga-
rantiert, bzw. wir können uns nicht 
darauf verlassen:

Letztlich entscheiden einzelne 

Schlüsselpersonen über neue Ge-
setzesvorhaben, auf die sich die 
Lobbyisten der globalen Konzerne 
zur Meinungsbeeinfl ussung kon-
zentrieren können.

Die restlichen mehr als 700 Ab-
geordneten der etablierten Partei-
en verdanken in erster Linie den 
parteiinternen Seilschaften ihre 
Position und sind u. a. deshalb auf 
Abstimmungen entsprechend der 
Vorgabe der  Fraktionsführung 
eingeschworen.

Doch auch wenn wir uns nicht 
darauf verlassen können, dass der 
Deutsche Bundestag bezüglich ei-
ner Impfpfl icht eine rationale und 
sachlich nachvollziehbare Ent-
scheidung triff t, sollten wir diese 
sachlichen Voraussetzungen doch 
einmal ansprechen. 

Ohne die Erfüllung der nach-
folgenden sechs Voraussetzungen 
kann und darf es keine Diskussion 
über eine Impfpfl icht geben:

Erste Voraussetzung für eine Diskussion über den Sinn einer Impfpfl icht: 
Jeder Geimpfte muss auch immun sein

auch „immun sein“ bedeutet. 
Dies ist jedoch nicht der Fall: 

Die berühmte KiGGS-Studie des 
RKI hat z. B. zutage gebracht, 
dass es sich bei knapp 13 % der 
vorschriftsmäßig gegen Masern 
geimpften Grundschüler um soge-
nannte Impfversager handelt.2 

Bei der Masernimpfung ist also 
allein schon aus diesem Grund nie-
mals eine Immunitätsrate von 95 % 
in der Bevölkerung erreichbar! 

Das bedeutet, dass die von der 
WHO und der Bundesregierung 
beabsichtigte Ausrottung der Ma-
sern gar nicht möglich ist und mit 
den derzeitigen Impfstoff en nie-
mals möglich sein wird! 

Ich frage mich: Wenn eine Aus-
rottung der Masern allein schon 
aufgrund der Impfversager gar 
nicht möglich ist, was soll dann das 
ganze Theater?

Mit wie vielen Todesfällen oder bleibenden gesundheitlichen Schäden 
müssen wir bei einer Durchimpfung einer Bevölkerung rechnen?

1 Todesfall oder bleibender Schaden?
10 Todesfälle oder bleibende Schäden?

100 Todesfälle oder bleibende Schäden?
1.000 Todesfälle oder bleibende Schäden?

10.000 Todesfälle oder bleibende Schäden?
 ... ... ?

Eine „Was-ich-nicht-weiß-macht-mich-nicht-heiß-Haltung“ verstößt gegen die 
Sorgfaltspfl icht – und damit gegen das Grundgesetz!
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Zweite Voraussetzung für eine Diskussion über den Sinn einer Impfpfl icht:
Die statistischen Risiken müssen bekannt und kalkulierbar sein
Wie viele Impfschäden wären 
der Preis für eine  Durchimp-
fung der Bevölkerung? 

Es wäre unverantwortlich, ei-
ner gesamten Bevölkerung eine 
invasive medizinische Maßnah-
me zu verordnen, ohne dass die 
Notwendigkeit (als Schwere einer 
Epidemie), die Wirksamkeit (als 
deutlicher gesundheitlicher Vorteil 
gegenüber dem Nichtimpfen) und 
die Risiken (Nebenwirkungen und 
Impfschäden) auf kollektiver Ebe-
ne zuverlässig benennbar wären. 

Dazu gehört eben auch die 
Klärung der Frage, mit wie vielen 
leichten und schweren Nebenwir-
kungen, mit wie vielen Impfschä-
den und Todesfällen aufgrund die-
ser Maßnahme zu rechnen ist. 

Bereits ein einziger schwerer 
Impfschaden wirft ein schwerwie-
gendes ethisches Problem auf, da 
ja unser Grundgesetz das Indivi-
duum unter fundamentalen Schutz 
stellt. 

Genau hier greift der Auf-
trag unseres Grundgesetzes, eine 
Verletzung der unantastbaren 
menschlichen Würde nur nach 
sorgfältigster Abwägung und Prü-
fung zuzulassen.

Zu dieser Abwägung und Prü-
fung gehört auch die Klärung, wie 
hoch statistisch gesehen das Risi-
ko einer Nebenwirkung oder eines 
Impfschadens insgesamt ist. 

Ein Todesfall unter 10 Millio-
nen Geimpften? Oder unter einer 
Million Geimpfter? Oder unter 
100.000 Geimpften? 

Wir benötigen dringend eine 
zuverlässige Berechnung, um z. B. 
die Schwere einer aktuellen Epide-
mie abwägen zu können. 

Kostet uns eine Durchimpfung 
der Bevölkerung voraussichtlich 
10 Todesfälle jährlich, aber eine 

bestimmte Seuche dagegen 1000 
Todesfälle, wäre der 100-fache Un-
terschied ein mögliches Argument, 
die Impfung als eine der gesund-
heitspolitischen Reaktionsmög-
lichkeiten in Erwägung zu ziehen. 

Ist der Unterschied weniger 
deutlich oder gar nicht existent, 
dann sollten in erster Linie alter-
native Maßnahmen erwogen wer-
den.

Doch wie sieht es nun mit zu-
verlässigen Statistiken zu den 
Impfrisiken aus? Als Erstes würde 
unser Blick wohl auf die Häufi g-
keitsangaben in den Produktin-
formationen der Impfstoff e fallen, 
also auf den Beipackzettel und die 
Fachinformation. Wir fi nden hier 
tatsächlich verschiedene mögliche 
unerwünschte Impfreaktionen mit 
ihren Häufi gkeitsangaben. Doch 
hier gibt es gleich mehrere Prob-
leme:

Erstes Problem mit 
den Angaben in den 
Produktinformationen

Da die beobachteten Nebenwir-
kungen nicht einem Vergleich von 
Geimpften und Placebo-Geimpf-
ten entnommen wurden, ist eine 
eindeutige Zuordnung der Symp-
tome zum Impfstoff  nicht möglich. 

Bei wie vielen Menschen die-
se Symptome auch ohne Impfung 
aufgetreten wären, wissen wir also 
nicht. Man nennt dies auch das 
„Hintergrundrauschen“ in der Be-
völkerung. Damit ist die Häufi gkeit 
bestimmter Erkrankungen unab-
hängig von Impfungen gemeint.

Nehmen wir dazu das Beispiel 
„Autismus“. Hier stehen zwar Imp-
fungen als Ursache oder Mitursa-
che unter Verdacht, aber es er-
kranken ja auch Ungeimpfte an 
Autismus. Also interessiert uns vor 

allem das sogenannte „Delta“ zwi-
schen den Geimpften und den Un-
geimpften, also der Unterschied 
bei der jeweiligen Häufi gkeit. 

Einfach eine Gruppe von Men-
schen testweise zu impfen und 
die Nebenwirkungen zu erfassen, 
reicht deshalb nicht aus. Vielmehr 
muss ein Testimpfstoff  mit einem 
wirkungslosen Scheinimpfstoff , 
also einem Placebo, verglichen 
werden. Die Placebostudie ist auch 
deshalb das Mittel der Wahl, weil 
dann das Studienpersonal bei der 
Erfassung der Symptome unvor-
eingenommener agieren kann. 

Zweites Problem mit 
den Angaben in den 
Produktinformationen

Im Allgemeinen sind die Zu-
lassungsstudien viel zu klein, um 
alle relevanten Nebenwirkungen 
erfassen zu können, wie selbst in 
der Standardliteratur nachzulesen 
ist: 10

"Die klinischen Studien können 
auch nur die häufi geren, bei Impf-
stoff en meist undramatischen Ne-
benwirkungen erfassen. Äußerst 
seltene Ereignisse, wie etwa eine 
Poliomyelitis nach Schluckimp-
fung (Häufi gkeit ca. 1 : 3 Mio.) las-
sen sich erst durch eine gründliche 
Erfassung nach breiterer Anwen-
dung erkennen." 

Selbst größere Studien mit bis 
zu 20.000 Versuchspersonen kön-
nen laut PHARMADATEN '99 nur 
seltenere Nebenwirkungen bis zu 
einer Häufi gkeit von 1 unter 3000 
mit der notwendigen statistischen 
Sicherheit erfassen. 

Würde z. B. jedes 5.000ste 
geimpfte Kind durch eine Impfung 
sterben, wären das bei 600.000 
Geimpften, also einem nahezu 
durchgeimpften Jahrgang, bis zu 

„Da die Untererfassung der Meldungen von Impfkomplikationen 
nicht bekannt oder abzuschätzen ist und keine Daten zu verab-
reichten Impfungen als Nenner vorliegen, kann keine Aussage über 
die Häufi gkeit bestimmter unerwünschter Reaktionen gemacht wer-
den.“

Geständnis der Zulassungsbehörde PEI im Bundesgesundheitsblatt, Dez. 2004, S. 1161
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120 Todesfälle – ohne dass dies 
während der Zulassungsstudie zu-
tage getreten wäre. Doch wir alle 
verlassen uns auf die Angaben in 
den Produktinformationen - und 
diese beruhen in erster Linie auf 
den Zulassungsstudien!

Interessenkonfl ikt des PEI 
beim Meldesystem

Eine andere Möglichkeit, sich 
der Frage nach den Impfrisiken 
zu nähern, ist das Meldesystem 
für Impfkomplikationen, das beim 
Paul-Ehrlich-Institut (PEI) im hes-
sischen Langen angesiedelt ist. Bis 
zum Jahr 2000 galt für Deutsch-
land ein sogenanntes Spontanmel-
desystem, d. h. es war den Ärzten 
freigestellt, ob sie melden oder 
nicht. 

Seit 2001 gilt dagegen eine 
Meldepfl icht für alle relevanten 
medizinischen Berufe, und zwar 
für jeden Verdachtsfall einer Impf-
komplikation. Allein der zeitliche 
Zusammenhang einer Erkrankung 
mit einer vorherigen Impfung 
reicht seitdem aus, um der Melde-
pfl icht zu unterliegen. 

Die Absicht des Gesetzgebers 
war ganz klar, die Melderate in 
Richtung Vollerfassung zu erhö-
hen. Dies ist leider nicht gelungen.  

Zum einen liegt es wohl daran, 
dass das PEI als Zulassungsbehör-
de in einem enormen Interessen-
konfl ikt steht: Als jene Behörde, 
die einen Impfstoff  zugelassen hat, 
soll sie als die für Komplikations-
meldungen zuständige Behörde 
selbst nachträglich beurteilen, ob 
sie bei der Zulassung möglicher-
weise versagt hat. 

Die Erfassung der Schadens-
meldungen gehört eindeutig in die 
Hand einer vom PEI  unabhän-
gigen Behörde! Man hat diesen 
Konfl ikt beim PEI dadurch gelöst, 
dass man das Meldesystem einfach 
weiterhin als Spontanmeldesystem 
behandelt hat und nichts unter-
nahm, um die Ärzte und Heilprak-
tiker auf die Meldepfl icht und das 
drohende Bußgeld (bis zu 25.000 
Euro!) hinzuweisen. Bis heute 
weiß ein Großteil der Heilberufl er 
nichts von einer Meldepfl icht.

Die Angst vor der Obrigkeit
Zum anderen haben auch die 

Heilberufe ein Problem: Bei den 

Impfärzten ist es zum einen eine 
gewisse psychologische Hürde, 
zum anderen wird der zeitliche 
Aufwand für die Meldung nicht 
honoriert. 

Ärzte wie auch Heilpraktiker 
vermeiden in der Regel tunlichst 
alles, um bei den Gesundheitsäm-
tern negative Aufmerksamkeit zu 
erregen. Denn laut IfSG hat die 
Meldung an die lokalen Gesund-
heitsämter zu erfolgen, die sie 
dann an das PEI weiterleiten müs-
sen. 

Die Angst, der Obrigkeit auf-
zufallen, sitzt uns Deutschen auch 
über 70 Jahre nach Ende des Drit-
ten Reiches off enbar immer noch 
in den Knochen.

So fürchtet man sich, z. B. vom 
Gesundheitsamt zu einem „Ge-
spräch“ eingeladen oder mit einer 
unangemeldeten Hygieneprüfung 
der Praxis konfrontiert zu werden.

Die Meldepfl icht 
ist völlig verpuff t

So ist es eigentlich kein Wun-
der, dass die Meldepfl icht völlig 
verpuff t ist. Lasek et al., vom PEI 
2002 im Bundesgesundheitsblatt 
zitiert, schätzen die Melderate auf 
maximal 5 %. Somit müsste man 
die eingegangenen Meldungen von 
Impfkomplikationen mit mindes-
tens 20 multiplizieren.11 

Die Melderate könnte aber 
auch bei 1 % liegen, was einen 
Multiplikator von 100 bedeuten 
würde, um auf realistische Zahlen 
zu kommen. 

Bei aktuell fast 4.000 leichten 
und schweren gemeldeten Impf-

komplikationen und darunter 
jeweils 20 bis 30 gemeldeten To-
desfällen und noch einmal so vie-
len dauerhaften gesundheitlichen 
Schäden können Sie sich das ganze 
Ausmaß des Nichtwissens selbst 
ausrechnen.

PEI: „Das Impfrisiko ist nicht 
kalkulierbar“

Das PEI bringt es selbst im 
Bundesgesundheitsblatt 12/2004 
auf den Punkt:

„Da die Untererfassung der 
Meldungen von Impfkomplikatio-
nen nicht bekannt oder abzuschät-
zen ist und keine Daten zu verab-
reichten Impfungen als Nenner 
vorliegen, kann keine Aussage 
über die Häufi gkeit bestimmter 
unerwünschter Reaktionen ge-
macht werden."

Weitere Zitate dieser Art fi nden 
Sie auf meiner Webseite impfkri-
tik.de unter dem Stichwort „Si-
cherheit“.

Damit haben wir also eine ein-
deutige Antwort auf die Frage, ob 
das Impfrisiko statistisch kalku-
lierbar ist: Nein, das ist es eben 
nicht! 

Wie kann dann eigentlich eine 
Behörde im Rahmen des Zulas-
sungsverfahrens beurteilen, ob der 
Nutzen deutlich die Risiken eines 
Impfstoff s überwiegt? Oder wie 
kann eine Ständige Impfkommis-
sion bei dieser fatalen Datenlage 
eine öff entliche Impfempfehlung 
aussprechen? Oder wie kann ein 
Bundestag bei dieser Datenlage 
auf die Idee kommen, eine Impf-
pfl icht auch nur zu erwägen?

Die Bankrotterklärung des PEI
(heute noch genauso gültig wie 2004!)

„Da die Untererfassung der Meldungen 
von Impfkomplikationen nicht bekannt 

oder abzuschätzen ist und keine Daten zu 
verabreichten Impfungen als Nenner 

vorliegen, kann keine Aussage über die 
Häufi gkeit bestimmter unerwünschter 

Reaktionen gemacht werden.“
Bundesgesundheitsblatt 12/2004, S. 1161
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Sollte es nebenwirkungsfreie 
Alternativen der Vorsorge und 
Behandlung geben, die möglicher-
weise sogar durch – gut informier-
te und geschulte – Eltern selbst 
vorgenommen werden können, 
relativiert sich die Frage nach der 
Notwendigkeit von Impfungen so-
fort. Eine Impfpfl icht macht also 
keinen Sinn, wenn es eff ektive Al-
ternativen gibt.

Einige Möglichkeiten haben wir 
bereits auf Seite 10 angesprochen: 
Das Weglassen von Fiebersenkern, 
die therapeutische Anwendung 

Dritte Voraussetzung für eine Diskussion über den Sinn einer Impfpfl icht: 
Es darf keine wirksamen Alternativen der Vorsorge und Behandlung geben

von Passiv impfungen oder die 
Vermeidung eines Mangels an Vi-
tamin A. 

Ein wesentlicher Faktor bei al-
len Erkältungserkrankungen ist 
der Mangel an Vitamin D, dem 
Sonnenvitamin. Da gerade die Ef-
fektivität der Infl uenzaimpfung 
schlechter als mangelhaft ist, 
müsste die Bevölkerung eigent-
lich aktiv über die Möglichkeit in-
formiert werden, sich durch eine 
ausreichende Sonnenbestrahlung 
oder entsprechende Nahrungser-
gänzungen zu schützen.

Will man die Impfpfl icht so, wie 
es beispielsweise die FDP möchte, 
auf breiter Ebene gleichzeitig für 
13 Infektionskrankheiten einfüh-
ren, geht sie im Prinzip davon aus, 
dass alle 13 Infektionskrankheiten 
bezüglich ihrer Eigenschaften ver-
gleichbar sind. 

Ist dies nicht der Fall, müssten 
die einzelnen Impfungen separat 
betrachtet und bewertet werden.

Tatsächlich bestehen enorme 
Unterschiede. Bei Tetanus bei-
spielsweise ist eine Unterbrechung 

Vierte Voraussetzung für eine Diskussion über den Sinn einer Impfpfl icht:
Alle Infektionskrankheiten müssen die gleichen Eigenschaften haben

Bei den Masern geht man da-
von aus, dass eine Ausrottung 
grundsätzlich möglich ist. Dies will 
man ja unbedingt durch eine Impf-
pfl icht erreichen. 

Ob so etwas wirklich möglich 
ist, muss beweisbar sein. Reine 
Vermutungen und Hypothesen 
reichen nicht aus, um in das Men-
schenrecht einer ganzen Bevölke-
rung einzugreifen.

Gerade bei den Pocken, die ger-
ne als Beispiel für die Ausrottbar-
keit eines Erregers genannt wer-
den, ist die Rolle der Impfungen 
für das Verschwinden nicht ein-
deutig. Massen- und Zwangsimp-
fungen gegen die Pocken sind seit 
etwa dem Jahr 1800 im Einsatz. 

Doch erst als die WHO aufgrund 
jahrzehntelanger Beobachtungen 
den Sinn der Massenimpfungen in 

der Infektionsketten durch eine 
hohe Durchimpfungsrate gar nicht 
möglich, weil Tetanus nicht von 
Mensch zu Mensch übertragen 
wird. Dies ist bei den Masern ganz 
anders, denn hier geht die Fach-
welt bei einem Kontakt mit einem 
Infi zierten von einer fast hundert-
prozentigen Ansteckungsrate aus. 

Dagegen liegt das Sterblich-
keitsrisiko bei den Masern laut 
RKI bei 0,1 %, während es z. B. bei 
den Pocken 30 % beträgt, also das 
Dreihundertfache.6,12

Eine Impfpfl icht pauschal für 
alle empfohlenen Impfungen zu 
fordern, ist also allein schon aus 
diesem Grund völliger Unsinn.

Jede einzelne Impfung muss 
aufgrund der besonderen Eigen-
schaften separat betrachtet und 
beurteilt werden.

Wird dies unterlassen, verletzt 
man als Gesundheitspolitiker die 
Sorgfaltspfl icht bei der Anordnung 
einer einschneidenden Verletzung 
der menschlichen Würde.

Fünfte Voraussetzung für eine Diskussion über den Sinn einer Impfpfl icht:
Die Ausrottung einer Infektionskrankheit muss nachweislich möglich sein

Frage stellte und stattdessen auf 
konsequente schnellstmögliche 
Quarantäne der Erkrankten setzte, 
verschwanden die Pocken inner-
halb weniger Jahre.

Eine Wiederholung dieses 
Erfolges bei den Masern ist nur 
schwer vorstellbar, denn während 
die Ansteckungsfähigkeit des Po-
ckenkranken erst dann beginnt, 
wenn er schon schwer erkrankt 
und damit nicht mehr mobil ist, 
verteilt der Masernpatient das Vi-
rus bereits, bevor die typischen 
Masernsymptome erscheinen. 

Wenn man den Masernpatien-
ten in die Quarantäne steckt, ist es 
also bereits zu spät.

Doch wer solche Fragen stellt, 
wird in der Regel wie ein Spielver-
derber behandelt und ausgegrenzt. 
Oder erntet Aggressivität in Form 

Doch wenn es um Alternativen 
der Vorsorge geht, beginnt auf Sei-
ten der Behörden, der Hersteller 
(wobei es hier ja noch einigerma-
ßen nachvollziehbar ist), der Fach-
leute, der Medien und der Politiker 
das große Schweigen. Man tut so, 
als hinge das gesundheitliche Heil 
der Welt alleine von den Produk-
ten bestimmter Hersteller ab. Das 
muss sich schnellstens ändern!

von allen möglichen Beschuldi-
gungen.

Mag sein, dass bestimmte Seu-
chen zumindest in unseren Breiten 
völlig verschwunden sind. Doch 
das hat in der Regel nichts mit 
Massenimpfungen zu tun, wie z. B. 
das Verschwinden der Pest und der 
Cholera zeigen, oder der Rückgang 
bei den Masern zwischen 1900 und 
1962.

Auch Scharlach war einmal 
tödlich und  zählt heute zu den 
harmlosen Kinderkrankheiten. 

Doch Massenimpfungen kön-
nen in diesem Fall nicht als Ursa-
che herangezogen werden – es gab 
niemals einen breit eingesetzten 
Scharlach-Impfstoff .
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Selbst wenn wir mit Sicherheit 
davon ausgehen könnten, dass eine 
ausreichende Durchimpfung von z. 
B. 95 % der Bevölkerung es ermög-
licht, eine Infektionskrankheit wie 
die Masern vollständig auszurot-
ten, wäre zu prüfen, ob eine Impf-
pfl icht ein geeignetes Mittel wäre, 
um diese hohe Durchimpfungsrate 
zu erreichen.

Der FDP-Parteitag geht bei sei-
ner Forderung nach einer Impf-
pfl icht bei 13 Infektionskrankhei-
ten ganz off ensichtlich davon aus, 
dass dies eine geeignete Maßnah-
me wäre, um die entsprechenden 
Durchimpfungsraten zu bewirken.

Sechste Voraussetzung für eine Diskussion über eine Impfpfl icht:
Sie muss das geeignete Mittel zum Erreichen höherer Durchimpfungsraten sein

Im Rahmen dieses Artikels 
gehen wir davon aus, dass der 
messbare Antikörpertiter im Blut 
tatsächlich eine ausreichende Aus-
sage über Immunität gegenüber 
bestimmen Infektionskrankheiten 
zulässt. Der Antikörpertiter ist 
auch bei der Zulassung von Impf-
stoff en die entscheidende Mess-
größe für „Wirksamkeit“. 

Aus kritischer Sicht kann dieser 
Messwert jedoch nicht ausreichen, 
da wissenschaftliche Beweise dafür 
fehlen, dass Menschen mit hohen 
Titerwerten langfristig gesünder 
sind als Menschen ohne nachweis-
bare Titer. 

Doch ein Vergleich der Ma-
sern-Impfquoten zwischen Itali-
en und Deutschland stellt das in 
Frage. Während wir in Deutsch-
land – ohne Impfpfl icht! – derzeit 
bei der Einschulung eine offi  ziel-
le Durchimpfungsrate von 97 % 
(erste Impfung) und 93 % (zweite 
Impfung) haben, liegt sie in Itali-
en – mit Impfpfl icht! – bei 85 % 
(erste Impfung) und 83 % (zweite 
Impfung).

Eine Impfpfl icht könnte durch-
aus dazu führen, dass sich in der 
Bevölkerung der Widerstand ge-
gen die Impfung erhöht und da-
durch die Durchimpfungsraten 

fallen. 
Dies ist dann wahrscheinlich, 

wenn eine kollektive psychologi-
sche Grenze überschritten wird.14 

Die Erfahrung zeigt, dass die 
Impfbereitschaft in dem Maße 
sinkt, wie die Menschen anfan-
gen, sich mit Pro und Kontra zu 
beschäftigen. Wie z. B. bei der 
HPV-Impfung nach den ersten 
Diskussionen über Todesfälle ge-
schehen.

Und eine Impfpfl icht könnte 
genau diese Auseinandersetzung 
und die Frage nach dem Sinn der 
Impfung fördern.

Bedeuten mehr Antikörper auch wirklich mehr Gesundheit?
Selbst die entscheidenden Bun-

desbehörden RKI und PEI geben 
in offi  ziellen Stellungnahmen zu, 
dass der Antikörpertiter nur eine 
unzuverlässige Ersatzmessgröße 
ist und ein fehlender Titer nichts 
über fehlende Immunität aussagen 
kann, weil wir seit einigen Jahren 
wissen, dass das zelluläre Immun-
system die eigentliche Abwehrar-
beit leistet – und eben nicht die 
Antikörper.

Bereits vor Jahren hatte ich 
RKI und PEI um die Nennung von 
wissenschaftliche Studien gebe-
ten, die beweisen, dass Menschen 
mit hohen Antikörpertitern im 

Blut langfristig gesünder sind als 
Menschen ohne Titer. Nach lan-
gem Hin und Her und schließlich 
der Androhung einer Klage auf 
Auskunft war die sinngemäße Ant-
wort, dass es nun mal so in den 
Lehrbüchern stehe und deshalb 
wahr ist. Konkrete wissenschaftli-
che Quellen konnte man mir leider 
keine   nennen.

Was bleibt also von der Be-
hauptung einer Wirksamkeit der 
Impfungen übrig? Im Grunde gar 
nichts – außer vielleicht einem 
Placebo-Eff ekt, weil uns von Me-
dien und Ärzten ständig eingeredet 
wird, dass wir nur mit Hilfe von 

Vergleich der Masern-Impfquoten von Deutschland (keine Impfpfl icht) und Italien (Impfpfl icht). Grafi k: impf-info.de
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Impfungen eine Überlebenschan-
ce haben. Diesen Placebo-Eff ekt 
könnte man jedoch auch mit einer 
weitaus ungefährlicheren physiolo-
gischen Kochsalzlösung erhalten.

Ohne mündige Einwilligung 
keine Impfung

Die meisten Menschen, die 
ohne  nachzufragen den offi  ziellen 
Impfempfehlungen folgen, sind 
sich gar nicht bewusst, dass es sich 
bei Impfungen rechtlich gesehen 
um Körperverletzungen handelt, 
die der mündigen Einwilligung be-
dürfen. 

Selbst wenn ich Professor 
der Medizin, gleichzeitig Nobel-
preis-träger und Gesundheitsmi-
nister in einer Person wäre, dürfte 
ich niemanden ohne dessen Ein-
willigung einfach so impfen! 

Ohne mündige Einwilligung 
handelt es sich um eine Körper-
verletzung und ich könnte dafür 
bestraft werden. 

Mit einer mündigen Einwilli-
gung ist es jedoch keine Körper-
verletzung mehr und ich könnte 
wegen dem Akt des Impfens nicht 
mehr belangt werden. Es sei denn, 
ich hätte bei der Verabreichung ei-
nen groben Fehler begangen.

Verletzung der Haut
Doch warum ist Impfen eine 

Körperverletzung? Bei der Injek-
tionsimpfung handelt es sich um 
eine Verletzung der Haut. Selbst 
als besagter Dreifach-Super-Me-
diziner dürfte ich nicht einfach 
im weißen Arztkittel durch eine 
Innenstadt laufen und willkürlich 
Menschen mit einer Nadel piksen. 

Übrigens darf ich auch nicht 
einfach Leute anhalten und zwin-
gen, irgendwelche Tropfen zu 
schlucken. Also stellt auch die Ver-
abreichung von oralen Impfstoff en 
ohne Einwilligung eine Körperver-
letzung dar.

Potentiell gefährliche 
Inhaltsstoff e

Doch es geht nicht nur um den 
Akt des Impfens an sich, sondern 
auch darum, was in den Impf-
stoff en enthalten ist. Schließlich 
werden bewusst abgeschwächte 
Krankheitserreger oder Teile da-

Doch für diesen Artikel haben 
wir die offi  zielle Grundannahme, 
das ein messbarer Titer bedeute 
Immunität, weitgehend übernom-
men. So können wir die ganze 

Bandbreite der sachlichen Wider-
sprüche im Zusammenhang mit 
einer möglichen Impfpfl icht auf-
zeigen. 

Eine Impfung ist eine Körperverletzung – und das aus gutem Grund!
von in einen gesunden Organis-
mus eingebracht, damit dieser 
die Krankheit in abgeschwächter 
Form durchmacht. 

Diesen Akt einfach in „impfen“ 
umzubenennen und zu einer se-
gensreichen Erfi ndung zu erklä-
ren, ändert nichts daran, dass der 
gesunde Organismus eine Form 
der Krankheit durchmachen soll.

Darüber hinaus enthalten zwei 
Drittel aller Impfstoff e Alumini-
umsalze, also starke Zell- und Ner-
vengifte, die der Körper nicht ohne 
weiteres wieder ausscheiden kann, 
da bei der Injektionsimpfung der 
Magen-Darm-Trakt bewusst um-
gangen wird. 

Unschädlich in geringen 
Mengen?

Das oft gehörte Argument, die 
in den Impfstoff en enthaltene ge-
ringe Menge an potentiell bedenk-
lichen Substanzen sei garantiert 
nicht gesundheitsschädlich, führt 
in die Irre. 

Zum einen bleiben uns Herstel-
ler und Behörden placebokontrol-
lierte Sicherheitsstudien schuldig, 
die diese Annahme auch belegen. 

Zum anderen bewirkt selbst 
diese „geringe Menge“ an Alumi-

niumsalz eine messbare Manipu-
lation des Immunsystems, denn es 
wird ja bewusst als Wirkverstärker 
eingesetzt. 

Es ist also alles andere als wir-
kungs- und damit harmlos, auch 
in der „geringen Menge“ im Impf-
stoff .

Allergisch? Dann Vorsicht 
beim Impfen!

Und zuletzt sind in allen Impf-
stoff en zahlreiche Substanzen ent-
halten, die bei einer bestehenden 
Allergie einen Schub bis hin zum 
tödlichen allergischen Schock ver-
ursachen können. Hier gilt es nicht 
nur die bekannten Inhaltsstoff e zu 
beachten, wie z. B. Hühnereiweiß, 
Aluminium oder Quecksilber. 

Bei einer starken Allergie ge-
gen eine Substanz könnten auch 
jene in Spuren enthaltene Stoff e 
zum Tragen kommen, die aus der 
Herstellung stammen und nicht zu 
100 Prozent entfernt werden kön-
nen, wie z. B. Nickel, Uran, Titan, 
Platin, Blei oder Wolfram.15

Nun, ich würde gerne mitent-
scheiden, bevor ich als Elternteil 
mein Kind solchen Risiken ausset-
ze. Und Sie?

Wer an einer schweren Allergie leidet, hat guten Grund, auch bei Impfungen sehr 
vorsichtig zu sein, denn es sind laut unabhängigen Laboruntersuchungen zahl-
reiche nicht deklarierte potentielle Allergene enthalten.
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Es dürfen grundsätzlich nur 
gesunde Personen geimpft werden 
und eine Impfung stellt eine Kör-
perverletzung dar, die der mündi-
gen Einwilligung bedarf. 

Diese mündige Einwilligung 
kann ich aber bei meinem gesun-
den Kind eigentlich nur dann ge-
ben, wenn Wirksamkeit und Si-
cherheit vom Hersteller garantiert 
werden können. 

Wie wir wissen, kann er dies 
nicht garantieren. Stattdessen ver-
spricht er, dass statistisch gesehen, 
also auf eine ganze Bevölkerung 
bezogen, der Nutzen die Risiken 
in einem Ausmaß überwiegt, dass 
es sich lohnt, das kollektive Risiko 
einer Impfung einzugehen. 

Was dies jedoch für den ein-
zelnen Impfl ing ganz konkret be-
deutet, wissen wir nicht und wird 
auch nicht erforscht. Dass es auf 
der einen Seite sogenannte Impf-
versager und auf der anderen 
Seite Impfschäden gibt, ist zwar 
bekannt. Welche Faktoren aber 
jeweils dafür verantwortlich sind, 
dass in Einzelfällen schwere Ne-
benwirkungen oder Impfschäden 
oder gar der Tod auftreten, wissen 
die Behörden nicht, und sie wollen 
es off enbar auch gar nicht wissen.

Deshalb ist es im Grunde eine 
unglaubliche Zumutung, im Falle 
einer Erkrankung nach einer Imp-
fung mehr oder weniger den Be-
troff enen oder deren Eltern die Be-

Bei wem liegt die Beweislast für Notwendigkeit, Wirksamkeit und Sicherheit?
weislast aufzuerlegen. Das macht 
einfach keinen Sinn. Zum Wohle 
der Volksgesundheit wäre es we-
sentlich eff ektiver, wenn im Falle 
eines Impfschadensverdachts der 
Hersteller die Beweispfl icht hätte 
– und nicht die Familie! 

Damit wäre natürlich auch ver-
bunden, dass der Hersteller die 
Haftung übernehmen müsste. 

Nur unter diesen Vorausset-
zungen ist ein Impfstoff hersteller 
wirklich maximal motiviert, einen 
Impfstoff  so sicher wie nur irgend 
möglich zu machen und dafür zu 
sorgen, dass alle bekannten Risiko-
faktoren bereits vor einer Impfung 
berücksichtigt werden können. 

Schließlich ist der erste Auf-
trag des Herstellers, für die Kapi-
taleigner des Konzerns Gewinne 
einzufahren. Die Volksgesundheit 
kommt in der Rangfolge erst an 
zweiter Stelle. Auch wenn man 
natürlich nicht grundsätzlich 
dem Management oder den Be-
sitzern der Aktienmehrheit eines 
Impfstoff herstellers Mißachtung 
ethischer Grundsätze unterstel-
len kann, so zeigt doch die Praxis 
immer wieder, dass es für die rich-
tige Prioritätensetzung bei Ent-
wicklung und Herstellung eines 
Impfstoff s sehr hilfreich sein kann, 
streng nach dem Verursacherprin-
zip vorzugehen.

Indem man jedoch die Herstel-
ler von jeder Haftung befreit hat, 

um sie dafür dem Steuerzahler 
aufzuerlegen, nimmt man ihnen 
automatisch die Motivation, ih-
ren Impfstoff  so sicher wie irgend 
möglich zu machen. Gibt man dem 
Management eines Herstellers 
von Seiten des Gesetzgebers ei-
nen Spielraum, werden sie diesen 
nutzen, um bei den Sicherheitsop-
timierungen zu sparen und damit 
die Gewinne zu optimieren. Nutzt 
ein Manager diesen Spielraum 
nicht aus, muss er auf der ande-
ren Seite damit rechnen, vom Auf-
sichtsrat gefeuert zu werden.

Dieser Spielraum muss den 
Herstellern auch bei Anforderun-
gen für eine öff entliche Transpa-
renz sämtlicher relevanter Studi-
endaten genommen werden. 

Das Gleiche gilt übrigens auch 
für die öff entlichen Empfehlungen 
der STIKO. Es muss für die Fach-
welt wie auch für die interessierte 
Bevölkerung zu 100 % nachvoll-
ziehbar sein, aufgrund welcher 
wissenschaftlichen Fakten eine öf-
fentliche Empfehlung ausgespro-
chen wurde.

Wer also eine Impfpfl icht for-
dert, gleichzeitig jedoch den Her-
stellern und der STIKO erlaubt, 
bei der Sicherheit Kompromisse zu 
machen, ist entweder völlig naiv – 
oder in irgendeiner Form von Zu-
wendungen der Pharmaindustrie 
abhängig.

Die öff entlichen Empfehlungen der Ständigen Impfkommission (STIKO) haben zunehmend Richtliniencharakter und müs-
sen nicht zuletzt deshalb hundertprozentig transparent und nachvollziehbar sein. Foto: Die STIKO-Mitglieder, www.rki.de
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Fehlende Nachweise von 
Sicherheit und Wirksamkeit: 
Wie ist das möglich?

Die fehlenden Daten zu den 
Impfrisiken lenken unseren Blick 
auf die Zulassungsbedingungen: 
Wie ist es überhaupt möglich, dass 
Impfstoff e unter solchen Bedin-
gungen zugelassen und öff entlich 
empfohlen werden? Das PEI hat-
te mich auf meine Frage nach den 
konkreten Zulassungsvorausset-
zungen auf das Europäische Arz-
neibuch verwiesen. Dort seien die 
Zulassungsbedingungen im Detail 
nachzulesen.

Also nahm ich mir das Europä-
ische Arzneibuch vor und suchte 
mir dort die Monographie für den 
Masernimpfstoff  heraus. Alles, was 
ich dort zum Thema Sicherheit ge-
funden habe, ist dieses Zitat:

„Das Produktionsverfahren 
sollte verlässlich Lebendimpfstoff  
von angemessener Immunogeni-
tät und Sicherheit im Menschen 
erzeugen.“

Angemessene Immunogenität, 
also messbarer Anstieg des Anti-
körpertiters im Blut und Sicherheit 
„sollten“ gewährleistet sein. 

Und wenn nicht, was dann? Ist 
das dann Verhandlungssache zwi-
schen Hersteller und Zulassungs-
behörde? Wir haben es also nicht 
mit verbindlichen Bedingungen 

Ein schlechter Witz: Die Zulassungsbedingungen für Impfstoffe
zu tun, die erfüllt werden müssen, 
sondern mit fl exibel zu handha-
benden Faktoren. 

Über das Europäische Arznei-
buch fand ich bisher nicht her-
aus, welche Mindestanforderung 
ein Impfstoff  tatsächlich erfüllen 
musste. Etwas erfolgversprechen-
der ist da der Blick in die euro-
päischen Leitlinien (EMEA-Gui-
delines). Dort heißt es immerhin 
wörtlich:

„Die Zulassungsstudie sollte 
Nebenwirkungen mit einer Häu-
fi gkeit von 1:1000 und häufi ger 
zuverlässig erfassen.“

Hier habe ich erstmals eine 
konkrete Mindestanforderung be-
züglich der Studiengröße gefunden 
und welche Nebenwirkungshäu-
fi gkeit mindestens erfasst werden 
sollte. Tja, leider nur „sollte“ und 
nicht „muss“. 

Leitlinien sind nur bedingt ver-
bindlich und das „sollte“ schwächt 
die Verbindlichkeit ebenfalls wei-
ter ab. Haben die derzeit zugelas-
senen Masernimpfstoff e diese Vo-
raussetzung nun erfüllen müssen 
oder nicht?

Um die Konsequenzen eini-
germaßen abschätzen zu können, 
lassen Sie uns mal ein Beispiel 
durchrechnen. Nehmen wir ein-
mal an, wir hätten einen funkelna-
gelneuen Masernimpfstoff  durch 

die Zulassung gebracht und die 
Zulassungsstudie war tatsäch-
lich gerade groß genug, um jede 
Nebenwirkung, die bei tausend 
Geimpften wenigstens einmal auf-
tritt, zuverlässig zu erfassen. Und 
nehmen wir weiter an, in der Zu-
lassungsstudie sei kein Todesfall 
erfasst worden.

In unserem hypothetischen 
Beispiel-Impfstoff  stirbt aber beim 
breiten Feldeinsatz tatsächlich ein 
Kind unter zweitausend Geimpf-
ten als Folge der Impfung. Dies er-
scheint dann natürlich nicht in der 
Zulassungsstudie, die zu klein war, 
um diese Häufi gkeit zu erfassen. 

Wenn nun aus einem Gebur-
tenjahrgang, der aus 700.000 Kin-
dern besteht, 600.000 Kinder mit 
diesem neuen Impfstoff  geimpft 
werden, bedeutet dies bei einer 
Sterbehäufi gkeit von 1:2000 insge-
samt 300 Impftote. Nach der zwei-
ten Injektion – die Masernimp-
fung muss ja zweimal verabreicht 
werden – sind das dann jährlich in 
Deutschland 600 durch die Imp-
fung verstorbene Kinder.

Das ist natürlich nur ein hypo-
thetisches Beispiel. Was ich damit 
zeigen will: Ein Impfstoff  mag als 
„sicher“ angesehen werden, wenn 
bei einer Zulassungsstudie, welche 
die oben genannte Mindestgröße 
gerade erfüllt, kein Todesfall auf-

Eine Zulassungsstudie „sollte“ als europäische Mindestforderung in der Lage sein, Nebenwirkungen mit mindestens einer 
Häufi gkeit von 1 unter 1000 Geimpfen zu erfassen. Quelle oben: EMEA note for guidance on the clinical evaluation of vac-
cines, 17. Mai 2005, Page 19. Quelle unten: EMEA Guideline on clinical evaluation of new vaccines, 18. Okt. 2006, Page 18.
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getreten ist. Tatsächlich kann dies 
jedoch beim breiten Feldeinsatz 
bis zu 600 Todesopfer bedeuten. 

Oder anders gesagt: Laut den 
europäischen Zulassungsbedin-
gungen ist ein Impfstoff  so lange 
als „sicher“ einzustufen, solange er 
in Deutschland nicht mehr als 600 
Todesopfer kostet.

Man mag bereit sein, dieses 
Risiko einzugehen, wenn die Ma-
sern jährlich das Hundertfache an 
Leben fordern. Vorausgesetzt na-
türlich, der Impfstoff  sei wirklich 
klinisch eff ektiv und es gibt keine 
Alternativen der Vorsorge.

Tatsächlich fordern die Masern 
derzeit offi  ziell jährlich durch-
schnittlich nur ein Todes opfer in 
Deutschland – bei einer letztlich 
nicht bekannten Immunitätslage 
in der Bevölkerung. 

Gehen wir, um dieser Unsi-

Das ist alles, was ich im Europäischen Arzneibuch zum Thema „Anforderungen 
an Sicherheit und Wirksamkeit des Masernimpfstoff s“ gefunden habe. Quelle: Eu-
rop. Arzneibuch 2014, S. 1339.

cherheit auszuweichen, auf der 
Zeitachse zurück in das letzte Jahr, 
in dem noch keine Masernimpfung 
verfügbar war, also ins Jahr 1962, 
dann sind es allenfalls 140 Todes-
fälle, auf die wir zurückfallen wür-
den, wenn wir auf die Masernimp-
fung komplett verzichten. 

Doch vielleicht sind es auch 
weniger, nämlich 30 Todesfälle 
jährlich. Das war nämlich 1973 der 
Stand, als Totimpfstoff  zugunsten 
des Lebendimpfstoff s verworfen 
wurde. Da der Absturz der Todes-
fallzahlen bereits 1900 begann, ist 
es nämlich sehr wahrscheinlich, 
dass der Rückgang von 1962 bis 
1973 weniger mit dem Totimpfstoff  
als mit der allgemein rückläufi gen 
Tendenz zu tun hatte.

Um maximal 140 (oder 30) 
Menschenleben zu retten, würden 
wir unserem Beispiel entspre-

chend möglicherweise 600 Men-
schenleben riskieren. 

Das ist ein nicht aufl ösbares 
ethisches Dilemma, wodurch die 
Einführung einer Impfpfl icht bei 
Masern selbstverständlich völlig 
indiskutabel wird: Das Grundge-
setz erlaubt Eingriff e in die unan-
tastbare menschliche Würde eben 
nur unter sehr streng gefassten 
Voraussetzungen.

Wer von der deutschen Zulas-
sungsbehörde PEI ganz konkrete 
Mindestvoraussetzungen an Wirk-
samkeit und Sicherheit z. B. für 
einen neu zuzulassenden Masern-
impfstoff  genannt bekommen 
möchte, muss sich auf endlose 
ausweichende Antworten gefasst 
machen.

Ich wollte beispielsweise vom 
PEI wissen, wie hoch der Ma-
sern-Antikörper-Titer im Blut sein 
muss, damit der Impfstoff  als wirk-
sam anerkannt werden kann. Die 
letzte Antwort, die ich dazu erhal-
ten hatte, war vom 30. Aug. 2016:

„Im Zusammenhang mit der 
aktuellen Frage weise ich darauf 
hin, dass das Paul-Ehrlich-Insti-
tut keinen konkreten Wert vorgibt 
(oder von ihm ausgeht), sondern 
der Antragsteller mit den Zulas-
sungsunterlagen Werte angibt, 
die das Ergebnis von Ringversu-
chen diverser Labore über viele 
Jahre sind. Diese werden vom 
Paul-Ehrlich-Institut überprüft, 
u.a. auch daraufhin, welches Test-
system verwendet wird, wie die-
ses System (der Assay) validiert 
wurde, ob ein internationaler 
Standard als Vergleich verwendet 
wurde und wie der Antragsteller 
den von ihm gewählten serologi-
schen Endpunkt begründet. Diese 
Bewertung erfolgt, wie mehrfach 
erwähnt, auf dem aktuellen Stand 
von Wissenschaft und Technik 
sowie entsprechend der in den 
Antworten des Jahres 2015 ange-
gebenen Literatur und dazu gehö-
render Aktualisierungen.“

Alles klar? Das PEI gibt keine 
konkreten Mindesttiter vor, die ein 
neuer Impfstoff  erreichen muss, 
sondern der Hersteller muss nur 
plausibel begründen können, war-
um er mit dem Titer zufrieden ist, 
den er als Erfolg des Testimpfstoff s 
vorweisen kann. Also ist es auch 
hier wieder einfach Verhandlungs-
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Wir haben derzeit keinen epi-
demiologischen Notfall, der eine 
Pfl ichtimpfung rechtfertigt. Übri-
gens war dies selbst bei Infl uenza 
nicht der Fall, als nämlich unsere 
Gesundheitsbehörden die Zahl 
der durch das Infl uenzavirus ver-
storbenen Menschen auf jährlich 
10.000 Todesfälle schätzte. Seit 
der Schweinegrippe, bei der jeder 
Todesfall dann erstmals einzeln 
gezählt wurde, hat man diese Zah-
len nicht mehr für das Impfmarke-
ting bemüht. 

Was ich damit sagen will: Selbst 
zu Infl uenza-Spitzenzeiten, als von 
bis zu maximal 32.000 Todesfäl-
len (im Winter 1995/96)16 die Rede 
war, wurde nicht ernsthaft über 
eine Impfpfl icht bei Infl uenza dis-
kutiert. Die derzeitige Impf pfl icht-
Diskussion rund um die Masern ist 
also so gesehen völlig absurd.

Doch was wäre, wenn wir tat-
sächlich einen schrecklichen Aus-
bruch bei einer Infektionskrank-
heit hätten, gegen die ein gut 
wirksamer und sicherer Impfstoff  
verfügbar ist? Was wäre, wenn die-
ser Ausbruch täglich tausende von 
Todesopfern fordert?

Für einen solchen Fall gibt es 
bereits die entsprechende gesetzli-
che Regelung. Im Infektionschutz-
gesetz (IfSG) heißt es in § 20, Abs. 
6:

Die aktuellen gesetzlichen Regelungen reichen völlig aus!
„Das Bundesministerium für 

Gesundheit wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates an-
zuordnen, dass bedrohte Teile 
der Bevölkerung an Schutzimp-
fungen oder anderen Maßnah-
men der spezifi schen Prophylaxe 
teilzunehmen haben, wenn eine 
übertragbare Krankheit mit kli-
nisch schweren Verlaufsformen 
auftritt und mit ihrer epidemi-
schen Verbreitung zu rechnen ist. 
Das Grundrecht der körperlichen 
Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 
Satz 1 Grundgesetz) kann insoweit 
eingeschränkt werden. Ein nach 
dieser Rechtsverordnung Impf-
pfl ichtiger, der nach ärztlichem 
Zeugnis ohne Gefahr für sein Le-
ben oder seine Gesundheit nicht 
geimpft werden kann, ist von der 
Impfpfl icht freizustellen; dies gilt 
auch bei anderen Maßnahmen der 
spezifi schen Prophylaxe. § 15 Abs. 
2 gilt entsprechend.“

Wir haben also bereits für den 
Fall eines schweren Ausbruchs 
und für den Fall, dass eine Imp-
fung die einzige eff ektive Form des 
Schutzes darstellt, eine gesetzliche 
Regelung, die es der Regierung er-
laubt, im Falle eines Falles schnell 
zu handeln. 

Aber die dazu notwendige Ein-
schränkung des Grundrechts auf 

körperliche Unversehrtheit kann 
auch dann keineswegs willkürlich 
angeordnet werden. Der wissen-
schaftliche Dienst des Bundestages 
schreibt dazu in einer Stellungnah-
me vom 27. Januar 2016 unter der 
Überschrift „Verfassungsrechtli-
che Zulässigkeit einer generellen 
Impfpfl icht“, die genauso für einen 
akuten Notfall nach § 20 IfSG gel-
ten muss:

„Die Einführung einer generel-
len Impfpfl icht würde die Schaf-
fung einer gesetzlichen Ermäch-
tigungsgrundlage erfordern, 
die mit dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit vereinbar sein 
müsste. Ein solcher Eingriff  wäre 
verhältnismäßig, sofern damit ein 
legitimes Ziel verfolgt wird und 
der Eingriff  ferner geeignet, erfor-
derlich und angemessen ist.“

Ein Eingriff  in die Würde des 
Menschen durch die Anordnung 
einer Impfpfl icht muss also ver-
hältnismäßig, geeignet, erforder-
lich und angemessen sein. Die jetzt 
notwendige Diskussion darf sich 
also nicht um die Einführung einer 
Impfpfl icht drehen, sondern dar-
um, wie ein Konsens in der Bevöl-
kerung darüber aussehen könnte, 
was als geeignet, erforderlich und 
angemessen zu verstehen ist. 

Denn im Moment haben wir 
diese Diskussion eben nicht, was 

sache zwischen Zulassungsbehör-
de und Hersteller. 

Die Folge ist, dass je nach Situ-
ation, Verhandlungsgeschick und 
evtl. gefl ossenen Zuwendungen 
zwei vergleichbare Impfstoff e an 
unterschiedlichen Maßstäben ge-

„Exakte“ Zulassungsbedingungen auf europäisch: Wenn es vor Zulassung eines Impfstoff s nicht gelingt, die Wirksamkeit 
eines neuen Impfstoff s zu bewerten, dann sollte man es möglichst nach der Zulassung beim breiten Feldeinsatz nachholen. 
Quelle: EMEA Guideline on clinical evaluation of new vaccines, 18. Okt. 2006, Page 14. 

messen werden.
Nun, wer kann ausschließen, 

dass Verhandlungsgeschick, Zu-
fall und Zuwendungen bei dem ei-
nen oder anderen Impfstoff  dafür 
sorgten, dass ein nicht ausreichend 
wirksamer und sicherer Impfstoff  

auf die Menschen in Europa und 
Deutschland losgelassen wurde?

Wie kann man bei einer der-
artigen Datenlage ernsthaft eine 
Impfpfl icht mit diesen Impfstoff en 
fordern?
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zur durchaus berechtigten Be-
fürchtung bei vielen Menschen 
führt, dass es zu einer Ad-hoc-Will-
kürmaßnahme kommen könnte, 
die nicht verhältnismäßig, geeig-

net, erforderlich und angemessen 
ist. 

Und tatsächlich fi nde auch ich 
es beunruhigend, dass die Gesund-
heitspolitiker des Bundestages und 

die Bundesgesundheitsbehörden 
sich hier off enbar nicht festlegen 
wollen. 

Zusammenfassend ist nicht 
eine einzige Voraussetzung dafür, 
eine Diskussion über eine allge-
meine Impfpfl icht zu führen, er-
füllt:

1. Wir haben derzeit keine einzige 
schreckliche Seuche, die eine 
Antastung der menschlichen 
Würde rechtfertigt.

2. Es werden sämtliche Einfl uss-
faktoren für die in den letzten 
etwa 120 Jahren von Impfungen 
unabhängig verlaufenden Rück-
gänge bei den Todesfällen und 
schweren Krankheitsverläufen 
ignoriert.

3. Es werden sämtliche  bekannten 
und bereits erforschten Alterna-
tiven der Vorsorge und Behand-
lung ignoriert.

4. Es wird der Fakt ignoriert, dass 
wir keine schweren Seuchen ha-
ben, obwohl die Immunitätslage 
in der Bevölkerung gemessen 
am Antikörpertiter trotz Mas-
senimpfungen bemerkenswert 
schlecht ist.

5. Es wird der Einfl uss ignoriert,  
den die gewinnorientierten 
Pharmakonzerne auf die Stim-
mung in der Bevölkerung und 
die Meinungsbildung der Ent-
scheidungsträger nehmen.

Das Fazit: Keine einzige Voraussetzung ist erfüllt!
6. Es wird die Möglichkeit igno-

riert, dass eine Impfpfl icht zu 
einem erhöhten Widerstand in 
der Bevölkerung und damit zu 
fallenden Durchimpfungsraten 
führen könnte.

7. Wir lügen uns in die eigene Ta-
sche, indem wir die Tatsache 
ignorieren, dass mit den der-
zeitigen Impfstoff en eine Aus-
rottung z. B. der Masern allein 
schon aufgrund des Anteils an 
Impfversagern gar nicht mög-
lich ist.

8. Wir haben keine Ahnung über 
das wahre Ausmaß der Impfrisi-
ken.

9. Wir ignorieren, dass ein fehlen-
der Antikörpertiter aufgrund 
des zellulären Immunsystems 
nichts über eine fehlende Im-
munität aussagt.

10. Wir tun so, als wäre eine all-
gemeine Impfpfl icht bei allen 
Infektionskrankheiten gleich 
sinnvoll.

11. Wir tun so, als wäre es eine wis-
senschaftlich bewiesene Tatsa-
che, dass Infektionskrankhei-
ten ausrottbar seien.

12. Wir ignorieren, dass die Zu-
lassungsvoraussetzungen für 
Impfstoff e im hohen Maße un-
zulänglich sind

13. Wir ignorieren, dass die gegen-
wärtigen gesetzlichen Regelun-
gen für einen eintretenden Seu-
chennotfall völlig ausreichen.

14. Wir führen eine Diskussion aus 
opportunistischen Gründen, 
ohne uns wirklich einmal mit 
den verfügbaren Fakten und 
Pro und Kontra Argumenten 
auseinanderzusetzen. Damit 
verhalten wir uns eher wie klei-
ne Kinder und nicht wie mün-
dige Bürger und verantwor-
tungsbewusste Fachleute und 
Politiker.

Ich habe manchmal den Ein-
druck, dass unsere gesamte Ge-
sellschaft wie unter Hypnose 
steht und wir alle wie Mogli aus 
dem Dschungelbuch ins Auge der 
Schlange Kaa starren und alles 
wie ein Schwamm aufsaugen, was 
die eigene Angst vor sogenannten 
Erregern verstärkt und damit die 
Sicherheit, die uns die Hersteller 
angeblich mit ihren Impfstoff en 
bieten, auf ein Podest heben.  Da-
bei hält so gut wie nichts, was uns 
die Hersteller und die Gesund-
heitsbehörden im Zusammenhang 
mit Impfungen versprechen, einer 
näheren Überprüfung stand.
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